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Deutschland hat im Reformprozess 
seit Beginn der neunziger Jahre eine 
zentrale Rolle gespielt: zunächst als 
moderate Stimme für eine Reform, die 
die genuinen Ziele der UN in den Mit-
telpunkt rückt, im Laufe der neunzi-
ger Jahre und vor allem unter Rot-
Grün aber immer stärker als Polarisie-
rer. Statt auch in der heiklen Frage 
der Reform des UN-Sicherheitsrats 
jene vermittelnde Rolle zu spielen, für 
die deutsche Diplomatie lange ge-
rühmt wurde, setzte sich zuletzt eine 
Eigennutz maximierende Prestigepoli-
tik durch. Im Spätsommer 2005 war 
diese Strategie jedoch gescheitert. 

Der Wechsel im Bundeskanzleramt 
schien eine außenpolitische Kehrtwen-
de zu markieren, betrat mit Angela 
Merkel doch eine Novizin die Bühne, 
die sich ganz in die außenpolitische 
Tradition Helmut Kohls, eines hefti-
gen Kritikers der rot-grünen UN-Am-
bitionen, zu stellen schien. An der 
Grundorientierung deutscher UN-Poli-
tik hat sich bislang allerdings wenig 
geändert. Zwar wird das Projekt Si-
cherheitsratssitz nunmehr weitaus ge-
schickter verpackt. Am Inhalt hat sich 
allerdings wenig geändert. In der Koa-
litionsvereinbarung von 2005 wurde 
die alte Linie fortgeschrieben, dass 
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Gunther Hellmann und Ulrich Roos | Eine Reform des UN-Sicherheitsrats ist seit 
Jahren überfällig. Dies wird heute selbst von den Bremsern nicht mehr ge-
leugnet. Die konkrete Umsetzung dieses hehren Zieles erweist sich jedoch 
als äußerst schwierig. Auch die deutsche UN-Politik trug zuletzt mehr zum 
Problem als zu seiner Lösung bei. Ein klarer Kurswechsel tut not.

1 Dieser Beitrag basiert auf umfangreichen Untersuchungen deutscher UN-Reformpolitik, die 
parallel unter dem Titel „Das deutsche Streben nach einem ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat:  
Analyse eines Irrwegs und Skizzen eines Auswegs“ in der Reihe „Policy Reports“ des Instituts für 
Entwicklung und Frieden, Universität Duisburg, erschienen sind. Aus Platzgründen verzichten wir 
hier auf Belege. Diese finden sich allerdings sowohl in der INEF-Studie (verfügbar unter http://inef.
uni-due.de/page/documents/Report92.pdf ) als auch in einer um Fußnoten erweiterten Fassung die-
ses Beitrags, die unter http://www.soz.uni-frankfurt.de/hellmann/ip_10-2007anm.pdf abrufbar ist.

Von Windhunden und Hasen
Warum Deutschland aus dem Rennen um ständige Sitze  
im UN-Sicherheitsrat aussteigen sollte1
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Deutschland zwar „in der Perspektive 
(…) weiterhin einen ständigen Sitz für 
die EU“ anstrebe, zwischenzeitlich 
aber erst mal „bereit“ bleibe, „auch mit 
der Übernahme eines ständigen Si-
cherheitsratssitzes mehr Verantwor-
tung zu übernehmen“. Diese Linie 
wurde von Merkel gegen heftige inner-
parteiliche Widerstände sogar zu einem 
Bestandteil des außenpolitischen Leit-
antrags der CDU im vergangenen 
Herbst. Skeptiker sahen sich daher 
auch in ihrer Einschätzung bestätigt, 
dass eine Parteitagsrede Merkels aus 
dem Jahr 2004 eher ihre UN-Überzeu-
gungen spiegelte. In einem fulminan-
ten Plädoyer hatte sie sich damals 
gegen die Übernahme „zweitklassiger 
Verantwortung“ ausgesprochen und 
ohne Umschweife einen ständigen Sitz 
mit allen Rechten und Pflichten gefor-
dert. Nicht zu übersehen ist allerdings 
auch, dass sich Merkel seit ihrer Wahl 
zur Bundeskanzlerin nirgends dezi-
diert festgelegt hat. Lange Zeit erschien 
es sogar besonders auffällig, wie sehr 
sie das Thema selbst bei nahe liegen-
den Gelegenheiten mied.

Zum Zeitpunkt der Drucklegung 
dieses Heftes war noch nicht abzuse-
hen, wie sich die deutsche Bundes-
kanzlerin in ihrer ersten Rede vor der 
UN-Generalversammlung positionie-
ren würde. Anzunehmen war, dass sie 
der Klimapolitik besondere Aufmerk-
samkeit widmen und das Thema UN-
Reform lediglich in allgemeiner Form 
streifen würde. Nicht auszuschließen 
war aber auch eine weitergehende Re-
forminitiative, hatte sie doch während 
ihres Besuchs in China und Japan im 
August solche Signale ausgesandt. 

Die Notwendigkeit einer umfas-
senden Reform des Sicherheitsrats ist 
augenfällig. Sie wird von den aufstre-
benden Staaten Asiens, Afrikas und 
Lateinamerikas immer lauter einge-
klagt. Das Dilemma der deutschen 
Außenpolitik ist, dass es mit jedem 
Jahr schwieriger wird, den Anspruch 
auf einen dritten ständigen Sitz für ein 
Mitglied der Euro-
päischen Union als 
legitim darzustel-
len. Mehr noch: In 
dem Maße, in dem 
Deutschland dar-
auf insistiert, macht es sich selbst zur 
Zielscheibe der zunehmenden (vor 
kurzem auch in dieser Zeitschrift vor-
getragenen) Kritik,2 die „dem Westen“ 
vorhält, seine Dominanz in den wich-
tigsten internationalen Institutionen 
perpetuieren zu wollen.

Das spannende politische Problem, 
das sich vor diesem Hintergrund stellt, 
lässt sich in zweifacher Form zuspit-
zen. In einer generalisierten Variante 
lautet es in etwa wie folgt: Wie lange 
kann die deutsche Außenpolitik einen 
zunehmend als illegitim wahrgenom-
menen (oder doch zumindest als weit 
weniger legitim als bei Konkurrenten 
aus Asien, Afrika oder Lateinamerika 
angesehenen) globalen machtpoliti-
schen Anspruch aufrechterhalten, 
ohne erhebliche Abstriche am Image 
einer um Vermittlung und fairen 
globalen Ausgleich bemühten „Zivil-
macht“ in Kauf nehmen zu müssen? 
Und personalisiert: Wie lange kann 
das Image von Bundeskanzlerin Mer-
kel als „ehrlicher Maklerin“ vom 
Makel engstirniger nationaler Interes-

2 Kishore Mahbubani: Der Westen als Nadelöhr. Amerikanische und europäische Machtanma-
ßung in den internationalen Institutionen gefährdet deren Legitimität, Internationale Politik,  
Juli/August 2007, S. 54–64.

Deutschland macht sich 
selbst zur Zielscheibe der 
zunehmenden Kritik an der 
Dominanz „des Westens“. 
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Die Widersprüche  
deutscher Außenpolitik sind 
unübersehbar. 

senmaximierung frei gehalten werden, 
wenn unter ihrer richtlinienkompe-
tenten außenpolitischen Führung dem 
Trend der machtpolitischen Resoziali-
sierung deutscher Außenpolitik durch 
eine Fortsetzung Schröder’scher Pres-
tigepolitik Vorschub geleistet wird?

Gewiss, dies sind Zuspitzungen. 
Sie haben aber schon deshalb einen 
wahren Kern, weil die Widersprüche 
deutscher Außenpolitik unübersehbar 
sind. Sie zeigen sich etwa darin, dass 

der Sonntagsrheto-
rik eines „einigen 
Europa“ im diplo-
matischen Alltag 
der Vereinten Na-

tionen bestenfalls „aufgeklärte Inter-
essenspolitik“ (Bernd Mützelburg) 
folgt, die alles unterlässt, was eine 
konkrete außenpolitische Gemein-
samkeit der EU ermöglichen könnte. 
Wenn es aber richtig ist, was Angela 
Merkel anlässlich des 50. Jahrestags 
der Römischen Verträge zur Notwen-
digkeit gemeinsamen europäischen 
Handelns sagte („Nicht allein han-
deln, sondern gemeinsam in einem 
einigen Europa“), dann wird das Fest-
halten am Anspruch auf einen ständi-
gen Sitz immer unhaltbarer.

Wachsender Druck auf Deutschland

Drei Gründe sprechen dafür, dass der 
Druck auf Deutschland zunehmen 
wird – und daher auch der Anreiz 
steigen könnte, eine Kurskorrektur 
vorzunehmen. Erstens ist die vormals 
beträchtliche Unterstützung für 
Deutschlands Anspruch in den ver-
gangenen zwei Jahren deutlich zu-
rückgegangen. Von den 151 UN-Mit-
gliedsstaaten, deren Position zur Re-
form des Sicherheitsrats dokumentiert 
ist, befürworten 86 zusätzliche ständi-

ge und/oder nichtständige Sitze. Von 
diesen 86 unterstützen allerdings nur 
32 einen Sitz für Deutschland (oder 
die anderen so genannten „G-4 Staa-
ten“ Brasilien, Indien und Japan, mit 
denen sich Deutschland zusammenge-
schlossen hat). Die anderen setzen 
sich vor allem für eine verbesserte Re-
präsentanz der Entwicklungsländer 
ein. 13 Staaten lehnen neue ständige 
Mitglieder explizit ab – darunter vor 
allem die Länder, die durch eine Auf-
wertung der G-4-Staaten selbst Sta-
tuseinbußen hinnehmen müssten. 52 
Staaten äußern sich nicht oder spezifi-
zieren ihre Präferenzen nicht näher. 
Insgesamt bedeutet dies für die G-4, 
dass der Gruppe ihrer 32 eindeutigen 
Unterstützer 119 Staaten gegenüber-
stehen, die entweder andere Vorschlä-
ge präferieren oder eine Erweiterung 
um neue ständige Mitglieder grund-
sätzlich ablehnen.

Zweitens stellt sich Deutschlands 
Situation auch innerhalb der EU weit 
weniger positiv dar als dies vom Aus-
wärtigen Amt suggeriert wird. Von 
den 15 Mitgliedsstaaten der EU, die 
sich im Dezember 2006 im UN-Rah-
men geäußert haben, traten (außer 
Deutschland) lediglich noch fünf ex-
plizit als Ko-Sponsoren des G-4-Reso-
lutionsentwurfs auf: die Tschechische 
Republik, Finnland, Frankreich, Por-
tugal und Griechenland. Hinzu kommt 
die Slowakei, die sowohl den deut-
schen als auch den japanischen An-
spruch unterstützt, aber nicht als Ko-
Sponsor auftritt. Der überschaubaren 
Gruppe von Anhängern steht jedoch 
mit den Niederlanden, Spanien, Malta, 
Schweden, Zypern und Italien eine 
sogar leicht größere Gruppe von offe-
nen Widersachern Deutschlands ge-
genüber. Die dritte Gruppe umfasst all 
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jene Länder, die sich keinem der bei-
den Lager eindeutig zuordnen lassen. 
Sie stellt mit 15 Staaten die große 
Mehrheit. Großbritannien steht der 
deutschen Position noch am nächsten, 
was genau wie im Falle der Unterstüt-
zung Frankreichs schon deshalb kaum 
verwundern kann, weil die Erweite-
rung des Rates um einen ständigen 
deutschen Sitz den eigenen Anspruch 
zementieren würde. Polen, Lettland, 
Belgien und Dänemark gehörten 2005 
noch zu den Ko-Sponsoren des G-4-
Vorschlags. Zuletzt verzichteten sie je-
doch darauf, ihre Unterstützung er-
neut zu Protokoll zu geben. Eine Grup-
pe von immerhin neun EU-Partnern 
hat sich im Verlauf der letzten zwei bis 
drei Jahre entweder gar nicht zur Re-
formfrage geäußert (Irland, Litauen, 
Luxemburg, Österreich, Ungarn, Est-
land) oder aber keine erkennbare Posi-
tion bezogen (Bulgarien, Rumänien 
und Slowenien). Nicht minder wichtig 
ist, dass sich sowohl in der Kommis-
sion wie im Europäischen Parlament 
praktisch nur kritische Stimmen zur 
deutschen Forderung finden.

Drittens sind im ungleichen G-4-
Zweckbündnis allseitige Absetzbewe-
gungen unübersehbar. Die japanische 
Regierung hat bereits im Juli 2006 eine 
Kehrtwende vollzogen und eine Kam-
pagne zur Reduzierung des eigenen 
sowie zur Erhöhung des chinesischen 
Anteils am UN-Haushalt begonnen. 
Noch bedeutsamer ist, dass sie die bis-
lang vergleichsweise kulanten Bedin-
gungen für einen Beitragsrabatt für 
Entwicklungsländer zu deren Lasten 
verändert sehen möchte. Auch Brasi-
lien und Indien haben den engen 
Schulterschluss der G-4 gelockert und 
sich mit Südafrika im Rahmen des 
2003 begründeten „India Brazil South 

Africa Dialogue Forum“ (IBSA) zu-
sammengetan, um der Forderung einer 
machtvolleren kollektiven Repräsenta-
tion der Entwicklungsländer Nach-
druck zu verleihen. Hier ist von beson-
derem Interesse, dass sich zwar im De-
zember 2006 noch immer knapp zwei 
Drittel der zu diesem Thema das Wort 
ergreifenden UN-Mitgliedsstaaten für 
zusätzliche ständige Sitze ausgespro-
chen haben (46 von 73), jedoch nur ein 
knappes Viertel explizit den G-4-Ent-
wurf unterstützt (18 von 73). Diese 
Differenz erklärt sich vor allem da-
durch, dass viele Mitglieder der „Block-
freien“ zwar die Kandidaturen Indiens, 
Brasiliens und afrikanischer Staaten 
unterstützen, jedoch Vorbehalte gegen 
Japan und Deutschland hegen.

Ein eher positiver Anreiz für eine 
grundlegende Kurskorrektur ergibt 
sich schließlich daraus, dass die Frage 
eines ständigen deutschen Sitzes in 
der deutschen Öffentlichkeit keine 
großen Leiden-
schaften weckt. 
Mehrere Umfragen 
lassen sich in die-
sem Zusammen-
hang anführen. 
Erstens schätzen die Deutschen den 
Einfluss Deutschlands in der Welt 
recht nüchtern ein. Nur etwa ein 
Drittel der Befürworter wie auch der 
Kritiker deutscher Außenpolitik glau-
ben, dass Deutschland eine „wichtige 
Rolle“ spielt. Eine Mehrheit geht 
zudem davon aus, dass sich die deut-
sche Position in den letzten Jahren 
eher verschlechtert hat. Drittens leh-
nen die Deutschen immer stärker eine 
„aktive Außenpolitik“ ab, die notge-
drungen mit einem ständigen Sitz 
einhergehen würde. Auf die Frage, 
wie sich Deutschland in der internati-

Die Frage eines ständigen 
deutschen UN-Sitzes weckt 
in der Öffentlichkeit keine 
großen Leidenschaften.
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onalen Politik verhalten solle, spricht 
sich nur ein Drittel für eine aktive 
Außenpolitik aus; 43 Prozent sind der 
Auffassung, dass sich Deutschland 
„eher auf die Bewältigung der eigenen 
Probleme konzentrieren und sich aus 
Problemen, Krisen und Konflikten an-
derer möglichst heraushalten“ sollte. 
Viertens ist die große Mehrheit (68 
Prozent), die sich feststellen lässt, 
wenn direkt nach der Befürwortung 
eines ständigen nationalen Sitzes für 
Deutschland gefragt wird, dadurch zu 
relativieren, dass ähnliche Mehrhei-
ten einen ständigen Sitz für die EU 
unterstützen (64 Prozent). Kurzum: 
Die Unterstützung für einen nationa-
len Sitz ist ausgesprochen seicht und 
die Bereitschaft, bei entsprechender 
politischer Führung einen europäisch 
ausgerichteten Sitz zu unterstützen, 
mindestens genauso stark ausgeprägt.

Die nahe liegende Schlussfolge-
rung ist, dass die Rahmenbedingun-

gen für einen proeuropäischen Kurs-
wechsel der deutschen UN-Politik 
günstig sind. Dies wird umso deutli-
cher, je mehr man sich vergegenwär-
tigt, wie wichtig Deutschland, Italien 
und die EU für echte Fortschritte im 
Reformprozess sind, und wie aus-
sichtslos die Hoffnung ist, einen nati-
onalen ständigen Sitz für Deutschland 
zu erringen. Ersteres ergibt sich aus 
der Positionierung Deutschlands und 
Italiens an der wichtigen Konfliktlinie 
zwischen jenen Staaten, die ständige 
Sitze einfordern, und jenen, die diese 
verhindern wollen. Dazu gehört fer-
ner das Gewicht der EU in den Ver-
einten Nationen. Addiert man die 
Beiträge aller EU-Staaten, so kommen 
sie für beinahe 40 Prozent des jährli-
chen UN-Haushalts und der UN-Frie-
densmissionen sowie fast 50 Prozent 
der Beiträge zu den sonstigen UN-Pro-
grammen auf. In der Generalversamm-
lung verfügen sie über 27 der 192 
Stimmen. Stellt man ferner in Rech-
nung, dass der Einfluss der EU auf 
viele osteuropäische Nicht-EU-Mit-
glieder sowie Staaten Lateinamerikas 
beträchtlich ist (Insider kalkulieren 
hier mit einer EU-Hausmacht in der 
UN-Generalversammlung von 50 bis 
55 Stimmen), so wird schnell deut-
lich, wie wichtig die Rolle der EU für 
jegliche Entscheidungsfindung ist.

Wie aussichtslos dagegen die Hoff-
nung auf einen ständigen deutschen 
Sitz ist, wird augenscheinlich, wenn 
man sich die machtpolitische Grund-
konstellation der Sicherheitsratsreform 
vergegenwärtigt. Alle Anwärterstaaten 
übersehen nämlich geflissentlich, wie 
sehr sie zum Spielball der ständigen 
Mitglieder geworden sind. Sie alle äh-
neln immer mehr jenen englischen 
Windhunden, die einem gelenkten 

Die meisten UN-Mitgliedsstaaten wollen einen Sicherheitsrat mit 
mehr Sitzen – aber nicht unbedingt einen für Deutschland  
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künstlichen „Hasen“ hinterherhecheln, 
den sie freilich, weil es Teil des Spieles 
ist, nie fangen werden. Mehr noch: Im 
Unterschied zu den Windhunden, die 
nach einigen Runden durchs Ziel lau-
fen, wird den Sicherheitsratsaspiranten 
womöglich nur vorgetäuscht, es gäbe 
tatsächlich ein „Ziel“, das mit dem 
Banner „Erweiterung des Sicherheits-
rats um ständige Mitglieder“ über-
schrieben ist und das diejenigen ver-
meintlich als Gewinner erreichen, die 
sich im Schmieden von Koalitionen am 
geschicktesten anstellen. Da die eherne 
internationale Politik jedoch hinrei-
chend viele Staaten mit einem Min-
destgeschick in der Disziplin kurzfristi-
ger Bündnispolitik ausgestattet hat, 
heben sich die Vorteile wechselseitig 
auf. Die Nutznießer der Uneinigkeit 
sämtlicher Aspiranten sind vor allem 
die derzeitigen ständigen Mitglieder. 
Mit Vetomacht ausgestattet, können sie 
jederzeit auf die Bremse treten. Das ist 
derzeit aber gar nicht nötig, weil sich 
die „P-5“ gewiss sein können, dass die 
aussichtsreicheren Konkurrenten und 
ihre weniger aussichtsreichen Widersa-
cher einander genügend Steine in den 
Weg legen. Sie können sich zurückleh-
nen und ganz allgemein Reform predi-
gen oder sogar dem einen oder anderen 
Kandidaten explizit Unterstützung zu-
sichern, denn sie können sich ziemlich 
sicher sein, dass sich immer genügend 
spezifischer Widerstand gegen einzelne 
Kandidaten mobilisieren lässt – und 
damit jegliche Reform auf den Sankt 
Nimmerleinstag vertagt wird.

Dieser Teufelskreis wird sich nur 
durchbrechen lassen, wenn hinrei-
chend viele und hinreichend gewichti-
ge Staaten aus der Tretmühle nationa-
ler Prestigemaximierung aussteigen, 
sich zusammenschließen und den Ana-

chronismus der derzeitigen Machtver-
teilung im globalen Maßstab kollektiv 
anprangern. Dies würde u.a. bedeuten, 
nicht nur das Privileg des Vetos, son-
dern auch den Status ständiger Mit-
gliedschaft zumindest prinzipiell zu 
delegitimieren. Eine so genannte „se-
mipermanente“ Mitgliedschaft, die im 
Kern die Aufhe-
bung des Wieder-
wahlverbots bein-
haltet und seit län-
gerem in der Dis-
kussion ist, könnte 
hier den Ausweg weisen. In diese Rich-
tung entwickelte sich im letzten Halb-
jahr tendenziell auch die Diskussion in 
der zuständigen UN-Arbeitsgruppe. 
Allerdings insistieren nach wie vor ge-
wichtige Staaten Asiens, Afrikas und 
Lateinamerikas auf der vorbehaltlosen 
Einrichtung ständiger Sitze. Wenn es 
jedoch richtig ist, dass dieses Verlangen 
aussichtslos ist, sollten sich früher oder 
später Vorreiter finden, die Auswege 
skizzieren und dabei z.B. die semiper-
manente Mitgliedschaft in den Mittel-
punkt rücken. Im vergangenen halben 
Jahr hat sich der deutsche UN-Bot-
schafter Thomas Matussek durchaus 
in diesem Sinne engagiert. Von Kriti-
kern des deutschen Anspruchs wird 
die deutsche Zustimmung zum jüngs-
ten „intermediary approach“ aber als 
ziemlich durchsichtiges Manöver abge-
tan, soviel wie möglich von den weg-
schwimmenden Fellen zu retten und 
Deutschland gleichsam durch die Hin-
tertür eines vorläufig semipermanen-
ten Sitzes per Gewohnheitsrecht einen 
quasipermanenten Sitz zu sichern.

„Europa gelingt gemeinsam“

Um die Aussichten auf eine erfolgrei-
che Reform zu verbessern und die Re-

Die ständigen Mitglieder 
können sich sicher sein, dass 
die Reform auf den Sankt 
Nimmerleinstag vertagt wird. 



 98 Internationale Politik IP • Oktober • 2007

Hellmann & Roos | UN-Sicherheitsrat

 98 Internationale Politik IP • Oktober • 2007 98 Internationale Politik IP • Oktober • 2007 98 Internationale Politik IP • Oktober • 2007 98 Internationale Politik IP • Oktober • 2007 98 Internationale Politik IP • Oktober • 2007 98 Internationale Politik IP • Oktober • 2007 98 Internationale Politik IP • Oktober • 2007 98 Internationale Politik IP • Oktober • 2007

putationsverluste Deutschlands einzu-
dämmen, ist jedoch keine taktische 
Anpassung, sondern ein grundlegender 
Kurswechsel nötig. Diesen könnte die 
Bundesregierung beispielsweise wie 
folgt bewerkstelligen. Im Anschluss an 
das Motto ihrer EU-Ratspräsident-
schaft („Europa gelingt gemeinsam“) 
könnte Bundeskanzlerin Merkel eine 
Initiative für eine gemeinsame EU-Po-
sition entwickeln. Sie müsste dies kei-
neswegs von vornherein mit einem 
Verzicht Deutschlands auf die Option 
eines der Region „Westeuropa“ zuge-
wiesenen semipermanenten Sitzes 
verbinden. Mehr noch, sie könnte 
sogar explizit den Anspruch aufrecht-
erhalten, wie er sich in der jüngst 
vorgetragenen Linie findet, für 
Deutschland (zunächst für eine Über-
gangszeit) einen semipermanenten 
Sitz anzustreben. Um eine solche For-
derung für eine Mehrheit der EU-Part-
ner akzeptabel zu machen, müsste sie 
diesen Anspruch allerdings in verall-
gemeinerungsfähige Prinzipien einbet-
ten. Dazu zählen insbesondere zwei: 

(1) Weil es innerhalb der EU keine 
ständigen Vorrechte gibt, können EU-
Mitgliedsstaaten auch nicht voneinan-
der fordern, solche Rechte auf Dauer 
zugesprochen zu bekommen (Frank-
reich und Großbritannien bilden hier 
eine Ausnahme, weil ihre Mitglied-
schaften im Sicherheitsrat ihrem je-
weiligen Beitritt zur EU vorausgin-
gen). „Freie Wahlen“ bzw. ein Surro-
gat in Form von Aushandlungsprozes-
sen sind daher die der EU 
angemessene Form, um ihre Vertreter 
im UN-Sicherheitsrat zu bestimmen. 
Wenn Deutschland sich, statt eine 
ständige Mitgliedschaft qua UN-Char-
ta-Änderung einzufordern, der Wahl 
durch seine wichtigsten Verbündeten 

unterwerfen würde, würden jene Mit-
gliedsstaaten, die Deutschland den 
Anspruch, die EU oft oder sogar 
„semi-permanent“ zu vertreten, strei-
tig machen wollten, ihrerseits heraus-
gefordert, sich der offenen Konkur-
renz zu stellen. Damit würde nicht 
nur der Wettbewerb unter „UNO-phi-
len“ EU-Mitgliedern befördert, der 
letztlich den Vereinten Nationen 
selbst zugute käme, sondern auch der 
GASP ein wichtiger Dienst erwiesen. 

(2) Im Einklang mit dem unter 
ihrer Präsidentschaft im Juni 2007 
beschlossenen EU-„Reformvertrag“ 
könnte Frau Merkel ferner ankündi-
gen, dass Deutschland sich an die 
Spitze jener Mitgliedsstaaten stellt, 
die die GASP im Rahmen der Verein-
ten Nationen stärken wollen. Sie 
könnte ähnlich gesinnte Staaten ein-
laden, zusammen mit Deutschland 
eine feierliche Selbstverpflichtung zu 
unterschreiben, die insbesondere zwei 
Punkte enthalten sollte: Erstens soll-
ten sich die Unterzeichner verpflich-
ten, die Umsetzung des neuen 3. Sat-
zes von Art. 19 EUV, demzufolge die 
Union den Hohen Vertreter stärker in 
ihre Sicherheitsratspräsenz einbindet, 
konsequent voranzutreiben. Zweitens 
sollten sie sich verpflichten, dem Mi-
nisterrat und dem Europäischen Par-
lament über ihr Abstimmungsverhal-
ten regelmäßig Bericht zu erstatten 
und dabei explizit darzulegen, wie 
ihre Politik die Ziele der Union beför-
dert haben. Damit wäre nicht nur ein 
Mechanismus der Rechenschaftsle-
gung gegenüber jenen geschaffen, die 
über eine mögliche Wieder- oder eben 
auch Abwahl von EU-Sicherheitsrats-
mitgliedern zu entscheiden hätten, 
sondern auch eine Rückkoppelung an 
den europäischen Souverän erreicht.


